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Höchststand bei Beratungskontakten des Männerhilfetelefons 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Zahl der Hilfesuchenden beim bundesweit erreichbaren Männerhilfetelefon hat im Jahr 
2025 mit 4051 Kontakten einen neuen Höchststand erreicht. Das geht aus dem aktuellen Jah-
resbericht des Männerhilfetelefons hervor.1  
 
Obwohl insbesondere bei häuslicher Gewalt die Opfer ganz überwiegend weiblich sind und 
das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ mit 61.200 Beratungskontakten im Jahr 2024 deutlich 
höhere und ebenfalls steigende Zahlen verzeichnet2, verdeutlicht der Jahresbericht des Män-
nerhilfetelefons, dass Gewalt gegen Männer auch im häuslichen Bereich kein Randphänomen 
ist. 
 
Dabei erlebten 71,4 % der hilfesuchenden Männer Gewalt im Erwachsenenalter, wobei  
73,6 % der Tatpersonen weiblich waren. Meist waren die Tatpersonen aktuelle oder ehemalige 
Partnerinnen oder Partner. 53,7 % der Hilfesuchenden erlebten dabei psychische Gewalt; phy-
sische Gewalt erlebten 38,6 %. In 34,7 % der Beratungskontakte lebten Kinder im Haushalt 
des Betroffenen. Auffällig ist auch, dass mit 11,8 % der Anteil hilfesuchender Männer mit Be-
hinderung verhältnismäßig hoch ist. 
 
Auch auf Nordrhein-Westfalen bezogen stiegen die Fallzahlen: 25,9 % der Beratungskontakte 
entfielen auf NRW, was 814 Hilfesuchenden entspricht. 2024 waren es noch 773 Fälle. 
 
Die Zahlen werfen Fragen hinsichtlich der Versorgungslage, der Bekanntheit bestehender 
Hilfsangebote sowie der Präventions- und Aufklärungsarbeit in Nordrhein-Westfalen auf. 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8071 mit Schreiben vom 29. Juni 2026 namens der Landesregierung im  
Einvernehmen mit dem Minister des Innern, dem Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
und dem Minister der Justiz beantwortet. 

 
1 https://www.maennerhilfetelefon.de/system/files/media/document/file/jahresbericht_2025.pdf  
2https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestellen/Jahresbe-
richte/2024/501_Jahresbericht_2024_20250512_bf.pdf  

https://www.maennerhilfetelefon.de/system/files/media/document/file/jahresbericht_2025.pdf
https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestellen/Jahresberichte/2024/501_Jahresbericht_2024_20250512_bf.pdf
https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/04_Materialien/1_Materialien_Bestellen/Jahresberichte/2024/501_Jahresbericht_2024_20250512_bf.pdf
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1. Welche finanziellen Mittel hat das Land Nordrhein-Westfalen seit 2020 jährlich für 
Hilfs- oder Beratungsangebote für gewaltbetroffene Männer, wie z.B. Männerbera-
tungsstellen oder Gewaltschutzwohnungen, bereitgestellt? (bitte nach Angebot 
bzw. Förderung aufschlüsseln) 

 
Der Gewaltschutz von Männern, die von häuslicher oder partnerschaftlicher Gewalt betroffen 
sind, ist der Landesregierung Nordrhein-Westfalen ein wichtiges Anliegen. Für diese Ziel-
gruppe fördert das Land leicht zugängliche und niedrigschwellige Schutz- und Unterstützungs-
angebote: zum einen das „Hilfetelefon Gewalt an Männern“, zum anderen Schutzwohnungen 
für gewaltbetroffene Männer. Der u. s. Tabelle kann die Entwicklung der Förderung entnom-
men werden. 
 

Jahr Gesamtsumme 

2020 376.242,61 € 

2021 586.000,44 € 

2022 1.051.526,73 € 

2023 1.107.126,29 € 

2024 1.120.499,50 € 

2025 1.172.856,53 € 

2026 1.162.290,91 € 

 
Die gegenüber dem Vorjahr niedrigere Fördersumme ergibt sich aus einer insgesamt geringe-
ren Antragssumme. Ursächlich dafür waren unter anderem und abhängig vom jeweiligen Trä-
ger eine geringer als zunächst prognostiziert ausgefallene Tarifentwicklung, geringere Miet-
kosten sowie ein höherer Eigenanteil. 
 
 
2. Welche Beratungs- oder Hilfsangebote finanziert das Land NRW, die gewaltbe-

troffenen Männern mit Behinderung barrierefrei zur Verfügung stehen? 
 
Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen unterhält und finanziert die Internetpräsenz des „Hilfetelefon Gewalt an 
Männern“ (www.maennerhilfetelefon.de). In den Jahren 2023 und 2024 wurde die Internetprä-
senz vollständig überarbeitet. Der Go-Live erfolgte am 22.04.2024. Beim Relaunch wurde mit-
hilfe des Designs und der Texte besonderer Wert auf einen niedrigschwelligen Zugang und 
durch separate Unterseiten in leichter Sprache und Gebärdensprache ein besonderes Augen-
merk auf eine barrierefreie Nutzung gelegt. Dadurch werden Hemmschwellen auf dem Weg 
zur Inanspruchnahme des Beratungsangebotes abgebaut und Betroffene, Unterstützerinnen 
und Unterstützer und Fachkräfte besser informiert. Auch von Gewalt betroffene Männer mit 
einer Behinderung können sich somit angemessen über das Angebot des Hilfetelefons infor-
mieren. 
 
Die landesgeförderten Schutzwohnungen für gewaltbetroffene Männer stehen allen Männern 
unabhängig von einer Behinderung zur Verfügung. Die Träger der Schutzwohnungen für ge-
waltbetroffene Männer stehen untereinander im engen Austausch und sind daneben mit wei-
teren Trägern von Hilfsangeboten vernetzt (s. hierzu auch Antwort auf Frage 5). Es ist davon 
auszugehen, dass eine Weitervermittlung an geeignete, barrierefreie Stellen erfolgt, wenn die 
Örtlichkeiten den Zugang für behinderte Männer erschweren oder beeinträchtigen sollten.  
 
Betroffene können sich außerdem an die flächendeckend in Nordrhein-Westfalen vorhande-
nen Beratungsstellen der Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) wenden. Die 
EUTB berät Menschen mit Behinderungen kostenlos und unabhängig von Leistungsträgern zu 
allen Fragen der Teilhabe und Rehabilitation und verweist bei Bedarf auf weiterführende 

http://www.maennerhilfetelefon.de/
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Angebote. Die EUTB-Stellen können damit auch bei spezifischen Bedarfen wie Gewalterfah-
rungen als erste Anlaufstelle fungieren und an geeignete Hilfsangebote weiterverweisen. 
Ergänzend stehen Betroffenen auch die Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstellen (Ko-
KoBe) sowie die Sozialpsychiatrischen Zentren (SPZ) im Bereich des Landschaftsverbandes 
Rheinland (LVR) zur Verfügung, die ebenfalls Beratung und Weitervermittlung für Menschen 
mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen leisten und bei entsprechendem Bedarf 
unterstützen können. 
 
 
3. Wie stellt sich die Auslastung der landesgeförderten Gewaltschutzwohnungen für 

Männer in Nordrhein-Westfalen seit 2020 jährlich dar? (bitte jährlich nach Einrich-
tung gegliedert angeben) 

 
Die jährliche Auslastung der landesgeförderten Schutzwohnungen für gewaltbetroffene Män-
ner wird derzeit statistisch nicht erfasst.  
Aus den Sachberichten lässt sich ableiten, dass sich die Nachfrage nach einem Platz in einer 
Schutzwohnung auf einem anhaltend hohen Niveau bewegt.  
 
 
4. Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Bekanntheit 

von Hilfsangeboten für von Gewalt betroffene Männer zu erhöhen? 
 
Wie bei der Beantwortung von Frage 3 bereits ausgeführt, besteht eine hohe Auslastung der 
Schutzwohnungen für gewaltbetroffene Männer. Auch das „Hilfetelefon Gewalt an Männern“ 
wird von vielen Betroffenen, Angehörigen und Fachkräften angefragt. Die Inanspruchnahme 
der bestehenden Angebote unterstreicht deren Bekanntheit. Um die Bekanntheit der Ange-
bote unabhängig davon weiter zu steigern und weitere Betroffene und Angehörige auf das 
Angebot aufmerksam zu machen, werden anlassbezogen, beispielsweise zum Jahrestag des 
„Hilfetelefon Gewalt an Männern“ am 22. April oder zum „Internationaler Männertag“ am 19. 
November, Pressemitteilungen und Postings in den Social-Media-Kanälen des Ministeriums 
für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen veröffentlicht. Diese fördern die gesamtgesellschaftliche Aufmerksamkeit und tra-
gen damit zur Enttabuisierung des Themas bei.  
 
Daneben werden die Gewaltschutzangebote auf der Internetpräsenz des Ministeriums für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 
vorgestellt und Kontaktmöglichkeiten aufgezeigt (s. https://www.mkjfgfi.nrw/menue/gleichstel-
lung/gewaltschutz-und-gewaltpraevention/hilfetelefon-gewalt-maennern, 
https://www.mkjfgfi.nrw/menue/gleichstellung/gewaltschutz-und-gewaltpraevention/unterstu-
etzung-fuer-maenner). 
 
Ergänzend dazu wurde Öffentlichkeitsmaterial für das „Hilfetelefon Gewalt an Männern“ – z. 
B. Flyer und Poster – erstellt. Das Öffentlichkeitsmaterial ist als Download auf der Internetprä-
senz des Angebots verfügbar (s. https://www.maennerhilfetelefon.de/ich-moechte-gerne-
mehr-ueber-gewalt-maennern-wissen). 
 
Unabhängig von den seitens der Landesregierung Nordrhein-Westfalen unternommenen Maß-
nahmen führen die Träger des landesgeförderten Männergewaltschutzes selbstständig und 
regelmäßig Öffentlichkeitsmaßnahmen durch. 
 
Im Rahmen des Runderlasses „Polizeilicher Opferschutz“ gehört es zudem zu den Aufgaben 
der Polizei Nordrhein-Westfalen, u.a. eine bedarfsgerechte Vermittlung von Angeboten der 
Opferhilfe und -unterstützung an Betroffene sicherzustellen. 

https://www.mkjfgfi.nrw/menue/gleichstellung/gewaltschutz-und-gewaltpraevention/hilfetelefon-gewalt-maennern
https://www.mkjfgfi.nrw/menue/gleichstellung/gewaltschutz-und-gewaltpraevention/hilfetelefon-gewalt-maennern
https://www.mkjfgfi.nrw/menue/gleichstellung/gewaltschutz-und-gewaltpraevention/unterstuetzung-fuer-maenner
https://www.mkjfgfi.nrw/menue/gleichstellung/gewaltschutz-und-gewaltpraevention/unterstuetzung-fuer-maenner
https://www.maennerhilfetelefon.de/ich-moechte-gerne-mehr-ueber-gewalt-maennern-wissen
https://www.maennerhilfetelefon.de/ich-moechte-gerne-mehr-ueber-gewalt-maennern-wissen
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Die Kontaktanbahnung zu Einrichtungen der Opferhilfe erfolgt grundsätzlich aktiv durch Ver-
treterinnen und Vertreter entsprechender Hilfeeinrichtungen, soweit das Einverständnis des 
Opfers beziehungsweise der Sorgeberechtigten vorliegt. Liegt ein solches Einverständnis zur 
Weitergabe personenbezogener Daten nicht vor, erfolgt eine entsprechende Information über 
geeignete Opferhilfeeinrichtungen und -angebote, sodass Betroffene eigenständig Kontakt 
aufnehmen können. Dieses Vorgehen gilt ausdrücklich auch für die Opfergruppe der von Ge-
walt betroffenen Männer und Jungen. 
Zur Steigerung des Bekanntheitsgrades von Hilfsangeboten für diese Zielgruppe setzt die Po-
lizei Nordrhein-Westfalen darüber hinaus folgende Maßnahmen um: 

• Bewerbung des Hilfetelefons „Gewalt an Männern“ auf der Präventionswebseite des 
Programms Polizeiliche Kriminalprävention des Bundes und der Länder (https://www.po-
lizei-beratung.de/infos-fuer-betroffene/). 

• Bewerbung des Hilfetelefons „Gewalt an Männern“ und des Männerberatungsnetzes auf 
der Präventionswebseite der Polizei Nordrhein-Westfalen (https://praevention.poli-
zei.nrw/polizeilicher-opferschutz-nrw). 

• Hinweise zum Hilfetelefon „Gewalt an Männern“ in der Broschüre „Häusliche Gewalt – 
Informationen und Hilfsangebote für Betroffene“, die im Polizeieinsatz an Betroffene her-
ausgegeben werden. 

• Bewerbung des Opferschutzportals sowie der Online-Anwendung ODABS (Online Da-
tenbank für Betroffene von Straftaten) über soziale Netzwerke, auf der Präventionsweb-
seite der Polizei Nordrhein-Westfalen sowie in Präventionshinweisen der Polizei Nord-
rhein-Westfalen, um allen Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit zu geben, Opferhil-
feorganisationen in der nahen Umgebung zu finden. 

• Information über Angebote der Opferhilfe und -unterstützung in der regionalen Präventi-
onsarbeit (beispielweise bei Vorträgen im Rahmen der Präventions- und Opferschutzar-
beit, bei Elternabenden oder anderen Veranstaltungen für die Zielgruppe oder Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren) durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeite der Kriminalkom-
missariate für Kriminalprävention und Opferschutz der Kreispolizeibehörden (KPB). 

 
 
5. Welche Kooperationen bestehen zwischen den zuständigen Stellen – insbeson-

dere Männerhilfetelefon, Polizei, Justiz, Jugendämtern sowie Fachberatungsstel-
len – in Nordrhein-Westfalen, um die betroffenen Männer (und gegebenenfalls in 
diesem Zusammenhang ebenfalls betroffene Kinder) schnell und zugleich wirk-
sam zu unterstützen? 

 
Die Träger der Schutzwohnungen für gewaltbetroffene Männer sowie des „Hilfetelefon Gewalt 
an Männern“ unterhalten vielfältige Kooperationen und sind mit unterschiedlichen Behörden 
und Stellen des Gewaltschutzsystems vernetzt. Dieser Austausch erfolgt auf regionaler, lan-
desweiter und bundesweiter Ebene. Da z. T. unterschiedliche regionale Netzwerkstrukturen 
vorliegen, sind die Arbeits- und Kooperationspartnerinnen und -partner nicht bei allen Trägern 
identisch.  
 
Aufgrund der Vielfältigkeit der Kooperationen, der Gremien- und Vernetzungsarbeit der einzel-
nen Träger können an dieser Stelle nur Beispiele genannt werden. So unterhalten die Träger 
beispielsweise einen engen Austausch zu regionalen Behörden und Stellen wie den ortsan-
sässigen Frauengewaltschutzeinrichtungen, Familiengerichten, Bildungseinrichtungen, Täte-
rinnen- und Täterarbeits-Einrichtungen, Jobcentern, Kitas, Traumaambulanzen, Wohnungs-
baugesellschaften, Fachberatungsstellen, Krankenhäusern und niedergelassenen (Kinder-
)Ärztinnen und Ärzten, der Kommunalverwaltung (Gleichstellungsbeauftragte, Jugend-, Melde-
, Ausländeramt), der Polizei, Obdachlosenhilfe sowie zu regionalen Arbeitskreisen und Netz-
werken. 
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Bundesweite Austauschtreffen und Arbeitsberatungen erfolgen mit anderen Gewaltschutzein-
richtungen und im bundesweit tätigen Arbeitskreis Männergewaltschutz, koordiniert von der 
Bundesfach- und Koordinierungsstelle Männergewaltschutz. Daneben sind die Träger Mitglied 
im Beratungsverbund „Echte Männer reden“. Weiterhin besteht Kontakt zur Hilfsorganisation 
„Weisser Ring“.  
 
Daneben pflegen die Träger überregional Kontakt zur Opferbeauftragten des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 
In allen Kreispolizeibehörden des Landes sind Opferschutzbeauftragte eingesetzt. Diese neh-
men eine zentrale Funktion bei der Umsetzung des polizeilichen Opferschutzes sowie bei der 
Kooperation mit Einrichtungen der Opferhilfe und -unterstützung ein. Sie fungieren sowohl in-
tern als auch extern als zentrale Ansprechpersonen für alle Fragestellungen im Kontext Op-
ferschutz und Opferhilfe. 
Die Opferschutzbeauftragten initiieren und begleiten auf regionaler Ebene Netzwerke, Arbeits-
kreise und Runde Tische unter Beteiligung relevanter Akteure, darunter Frauen- und Männer-
beratungsstellen, Versorgungsämter, fachtherapeutische Beratungsstellen, der WEISSE 
RING e.V. sowie Einrichtungen aus Justiz und Kirchen. Diese kooperative Netzwerkarbeit trägt 
dazu bei, Zugangsbarrieren abzubauen, die Arbeit der Polizei transparent zu gestalten, ge-
meinsame Zielsetzungen zu definieren, Problemlagen frühzeitig zu erkennen und abge-
stimmte Lösungsansätze zu entwickeln. Zugleich ermöglicht sie eine zeitnahe Vermittlung von 
Unterstützungsangeboten für Betroffene. 
Die Opferschutzbeauftragte des Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfalen (LKA NRW) ist 
unter anderem regelmäßig in die Netzwerkarbeit des Bundesvorstandes des Sozialdienstes 
Katholischer Männer in Düsseldorf eingebunden und steht in kontinuierlichem fachlichem Aus-
tausch. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse werden systematisch an die Opferschutzbeauf-
tragten der Kreispolizeibehörden weitergeleitet und innerhalb der jeweiligen Behördenstruktu-
ren kommuniziert. Bereits im Jahr 2021 wurde im Rahmen der landesweiten Dienstbespre-
chung „Opferschutz“ des LKA NRW das Hilfetelefon „Gewalt an Männern“ vorgestellt und flä-
chendeckend bekannt gemacht. 
 
Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf und der Generalstaatsanwalt in Hamm haben dem 
Ministerium der Justiz jeweils unter dem 21.05.2026 im Wesentlichen berichtet, in ihren Ge-
schäftsbereichen hielten die bei den Staatsanwaltschaften des Bezirkes benannten Koordina-
torinnen und Koordinatoren für den Opferschutz regelmäßig Kontakt zu verschiedenen (loka-
len) mit Opferschutzaufgaben befassten Organisationen und Arbeitskreisen, um im Rahmen 
der etablierten Netzwerkarbeit, etwa in Form der Teilnahme an Runden Tischen zur „Häusli-
chen Gewalt“ mit Vertreterinnen und Vertretern der Jugendämter, des polizeilichen Opfer-
schutzes, des Ambulanten Sozialen Dienstes der Justiz sowie des städtischen Männerbeauf-
tragten, spezifische Hilfsangebote für Opfer von Gewalt, wie unter anderem das Leistungsan-
gebot des Männerhilfetelefons, vermitteln zu können. Darüber hinaus bestünden in ihren Be-
hörden sowie in ihren übrigen Geschäftsbereichen keine entsprechenden Kooperationen. 
 
Der Generalstaatsanwalt in Köln hat dem Ministerium der Justiz unter dem 21.05.2026 im We-
sentlichen berichtet, in seinem Geschäftsbereich erfolge die Vernetzung einzelfallbezogen. 
Soweit Hilfeersuchen über die Polizei eingingen, würden – mit Einverständnis der betroffenen 
Männer – mit Anzeigenaufnahme die jeweiligen Daten der Betroffenen auch an die zuständi-
gen Interventionsstellen übermittelt. Im Zuge des weiteren Ermittlungsverfahrens würden die 
Betroffenen erneut auf Hilfsangebote aufmerksam gemacht und Informationsmaterial werde 
ihnen ausgehändigt. Männliche Opfer sexualisierter Gewalt könnten sich an die örtlichen Be-
ratungsstellen gegen sexuelle Gewalt wenden, welche gleichermaßen weibliche und männli-
che Opfer betreuten. Soweit Kinder involviert seien, würden die zuständigen Jugendämter von 
Amts wegen in Kenntnis gesetzt. 
 


